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Einleitung 

Der Gesetzgeber hat in den §§ 270 bis 285 der am 1. 1. 1999 in Kraft getre-
tenen Insolvenzordnung1 (InsO) die sog. Eigenverwaltung eingeführt. Eigen-
verwaltung bedeutet, dass die Insolvenzabwicklung nicht wie in einem regulä-
ren Insolvenzverfahren durch den Insolvenzverwalter betrieben wird, sondern 
durch den Insolvenzschuldner selbst. Auf diese Weise sollen vor allem die 
Kenntnisse und Erfahrungen der bisherigen Geschäftsführung genutzt, die Ein-
arbeitungszeit eines Fremdverwalters vermieden sowie Aufwand und Kosten 
des Verfahrens gesenkt werden.2

Bislang führt die Eigenverwaltung in der deutschen Insolvenzpraxis aller-
dings ein Schattendasein. Im Jahre 2004 wurde gerade einmal in 0,18% der er-
öffneten Insolvenzverfahren die Eigenverwaltung angeordnet.3 Diese bemer-
kenswerte Zurückhaltung4 der Insolvenzgerichte ist wohl in erster Linie darauf 
zurückzuführen, dass sie den jeweiligen Schuldner bzw. dessen Geschäfts-
führung für nicht geeignet halten, das Eigenverwaltungsverfahren durchzufüh-
ren. Sie wollen nicht, bildlich gesprochen, den „Bock zum Gärtner“ machen. 
Nicht auszuschließen ist aber, dass eine weitere Ursache in den vielen rechtli-
chen Zweifelsfragen liegt, die sich im Umgang mit diesem jungen Rechtsinsti-
tut ergeben,5 vor allem dann, wenn es sich beim Schuldner um eine juristische 
Person handelt. 

___________ 
1 Vom 5. Oktober 1994, BGBl. I S. 2866, zuletzt geändert durch das Gesetz zur Um-

setzung der Richtlinie 2002/47/EG vom 6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten und zur 
Änderung des Hypothekenbankgesetzes und anderer Gesetze. 

2 Bundesregierung, vor § 331 RegE InsO, BT-Drucks. 12/2443, S. 223. 
3 In 173 von insgesamt 95.935 eröffneten Verfahren, vgl. Statistisches Bundesamt, 

Fachserie 2 / Reihe 4.1, Unternehmen und Arbeitsstätten, Insolvenzverfahren Dezember 
und Jahr 2004, erschienen am 4. 3. 2005, Seiten 17 und 19. Im Jahr 2003 wurden 0,47% 
der Unternehmensinsolvenzen (185 von 39.320) in Eigenverwaltung abgewickelt, im 
Jahr 2002 waren es 0,63% (235 von 37.579), im Jahr 2001 0,85% (241 von 28.483) und 
im Jahr 2000 0,53% (133 von 25.254), vgl. Statistisches Bundesamt, Insolvenzen in 
Deutschland 2003, S. 17. 

4 Vgl. Uhlenbruck, FS Metzeler, 85, 87; Foltis, in: FK zur InsO, vor §§ 270 ff. 
Rn. 18a. 

5 In diese Richtung auch Foltis, in: FK zur InsO, vor §§ 270 ff. InsO Rn. 18 („Un-
klarheiten bei der Kompetenzverteilung“). 
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In jüngerer Zeit ist jedoch ein verstärktes Interesse sowohl in der Rechts-
lehre wie auch in der Insolvenzpraxis an der Eigenverwaltung festzustellen. 
Auslöser war einerseits eine Reihe spektakulärer Großinsolvenzen: Den Anfang 
machte der Baukonzern Philip Holzmann AG, der 1999 unter großer Beachtung 
durch die Presse und unterstützt durch die Politik ein Insolvenzverfahren in Ei-
genverwaltung beantragte.6 Weitere prominente Beispiele sind die Kirch Media 
GmbH & Co. KGaA,7 die Kirch Beteiligungs GmbH & Co. KG8, die BMM-
GmbH (Ex-Stella),9 die Sachsenring Automobiltechnik AG10, die Fairchild Dor-
nier GmbH11, die Lloyd-Werft Bremerhaven GmbH12, die Hornblower Fischer 
AG13, die Infomatec AG14 und die Grundig AG15. Zu nennen ist namentlich 
auch die Babcock Borsig AG16, bei der es sich um die erste börsennotierte 
Aktiengesellschaft handelt, die im Wege der Eigenverwaltung saniert worden 
ist.  

Zudem werden neuerdings Insolvenzverfahren immer häufiger als Sanie-
rungsinstrument begriffen. Der für das frühere Konkursrecht gültige Grundsatz 
„Sanierung statt Insolvenz“ ist als überholt zu bezeichnen; vielmehr bietet das 
Insolvenzverfahren heutiger Gestalt auch die Möglichkeit einer „Sanierung 
durch Insolvenz“ (vgl. § 1 S. 1 InsO).17 Unterstützt wird diese Entwicklung 
___________ 

6 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 24. 11. 1999, S. 1 („Schröder will heute mit 
den Banken über eine Rettung von Holzmann verhandeln“); siehe auch Uhlenbruck, 
NJW 2002, 3219, 3220; Görg/Stockhausen, FS Metzeler, 105, 111 Fn. 21. Der Eröff-
nungsantrag wurde später zurückgenommen. 

7 AG München, Beschluss vom 14. 6. 2002 – 1502 IN 879/02 (nicht veröffentlicht); 
Uhlenbruck, NJW 2002, 3219, 3220. 

8 Görg/Stockhausen, FS Metzeler, 105, 111. 
9 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2. 5. 2002, S. 21 („Pleite der Stella-Musicals 

treibt Deag in die Verlustzone“). Der Antrag auf Eigenverwaltung wurde später zurück-
gezogen (Frind, ZInsO 2002, 745, 751). 

10 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 31. 5. 2002, S. 16 („Der Automobilzulieferer 
Sachsenring ist zahlungsunfähig“); Uhlenbruck, FS Metzeler, 85, 87. 

11 Uhlenbruck, FS Metzeler, 85, 87. 
12 DIE WELT online (Internetausgabe) vom 8. 7. 2004 („Nußbaum: ‚Ein guter Tag 

für Bremerhaven‘“) 
13 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 25. 7. 2003, S. 14 („Bankhaus Hornblower 

Fischer insolvent“). 
14 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5. 7. 2001, S. 20 („Nachrichten in Kürze: 

Neuer Markt“). 
15 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. 4. 2003, S. 18 („Grundig bereitet sich auf 

Insolvenz vor“). Von der Eigenverwaltung wurde später abgesehen, als sich herausstell-
te, dass die Zerschlagung unumgänglich war, vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
2. 7. 2003, S. 17 („Trotz Insolvenz: Grundig führt die Geschäfte zunächst fort“). 

16 AG Duisburg, Beschluss vom 1. 9. 2002 – 62 IN 167/02, NZI 2002, 556 [Babcock 
Borsig]. 

17 Rattunde, ZIP 2003, 2103. 
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durch die positiven Erfahrungen im US-amerikanischen Konkursrecht, in dem 
Sanierungsinsolvenzen alltäglich sind.18 Insbesondere wird dort schon seit 
Jahrzehnten mit großem Erfolg das der deutschen Eigenverwaltung ähnliche 
Chapter-11-Verfahren (debtor in possession) praktiziert, wie etwa das Verfah-
ren United Airlines belegt. Vor diesem Hintergrund wird auch in Deutschland 
zunehmend die Eigenverwaltung als Mittel der Sanierung erkannt.19 Vor allem 
mittlere und große Unternehmen werden allgemein für dieses Verfahren als be-
sonders geeignet eingeschätzt,20 nicht zuletzt weil bei ihnen aufgrund ihrer 
Größe mit einem Missbrauch der Eigenverwaltungsbefugnisse nicht so ohne 
weiteres zu rechnen ist.21  

In aller Regel werden diese Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalge-
sellschaft geführt. Dabei erlebt gerade die Rechtsform der Aktiengesellschaft in 
den letzten Jahren einen bemerkenswerten Aufschwung, der im Wesentlichen 
auf die Liberalisierung ihrer Rechtsgrundlagen, das gestiegene Finanzierungs-
bewusstsein in den Unternehmen, den stetig wachsenden Risikokapitalmarkt in 
der Bundesrepublik Deutschland sowie einer der Aktie gegenüber freundliche-
ren Anlegermentalität zurückzuführen ist.22 Gleichzeitig haben Aktiengesell-
schaften aber mit 363 Insolvenzen je 10.000 bestehender Unternehmen die 
höchste Insolvenzquote und weisen mit 5,5 Mio. Euro die höchste durchschnitt-
liche Verschuldung auf.23 Es ist daher zu erwarten, dass sich der in den ein-
gangs erwähnten Beispielen zu erkennende Trend fortsetzen und die Eigenver-
waltung in Zukunft eine immer wichtigere Rolle bei der Reorganisation größe-
rer deutscher Unternehmen in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft spielen 
wird.24

___________ 
18 Elsing/van Alstine, US-amerikanisches Handels- und Wirtschaftsrecht, Rn. 460; 

Rattunde, ZIP 2003, 2103. 
19 Uhlenbruck, FS Metzeler, 85, 88; in diese Richtung auch Görg/Stockhausen, FS 

Metzeler, 105, 111.  
20 Wittig, in: MK zur InsO, vor §§ 270 – 285 Rn. 23; Grub, in: Kölner Schrift, S. 671 

ff. Rn. 31. 
21 Rattunde, ZIP 2003, 2103, 2106. 
22 Jäger, NZG 1999, 238. Gegen Ende des Jahres 1998 überschritt die Zahl der Akti-

engesellschaften in der Bundesrepublik Deutschland zum ersten Mal die Grenze von 
5.000. 

23 Statistisches Bundesamt, Statement seines Präsidenten Johann Halen anlässlich ei-
ner Pressekonferenz zu dem Themenkreis „Insolvenzen in Deutschland 2003“ – Struktu-
ren und Entwicklungen, die am 18. März 2004 in Frankfurt/Main stattgefunden hat (un-
ter Punkt 4.2). 

24 Im Ergebnis noch weitergehend Grub, in: Kölner Schrift, S. 671 ff. Rn. 31, der die 
Vermutung ausspricht, dass die Eigenverwaltung in der Insolvenz mittlerer und größerer 
Unternehmen in Zukunft sogar eher das Regelverfahren darstellen wird denn die Aus-
nahme. 




